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Geſetz⸗Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten 


—— Nr. 14. — 


(Nr. 5353.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. März 1861. „ betreffend die Verleihung der 
. fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde- 
Chauſſee von Kettenis an der Aachen-Eupener Aktienſtraße uͤber Wal⸗ 
horn, Aſtenet und Hergenrath nach Bildchen, an der Aachen = Luͤtticher 

Staatsſtraße, im Kreiſe Eupen, Regierungsbezirk Aachen. 


ade Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge- 

| meinde⸗Chauſſee von Kettenis an der Aachen⸗Eupener Aktienſtraße uͤber Wal⸗ 

horn, Aſtenet und Hergenrath nach Bildchen an der Aachen⸗Luͤtticher Staats⸗ 
fſtraße, im Kreiſe Eupen, Regierungsbezirk Aachen, genehmigt habe, verleihe Ich d i 
bierdurch den Gemeinden Kettenis, Walhorn und Hergenrath das Expropria⸗ i 5 
tionsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das 5 
Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach 
Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den genannten Gemeinden gegen Ueber⸗ 
nahme der kuͤnftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur 
Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſel⸗ 2 
ben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Er⸗ 5 
hebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem be vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur 

Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. | 
Berlin, den 26. März 1861. 


Wilhelm. 55 65 
| v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1861. (Nr. 53535355.) 25 (Fr. 5354.) 
Ausgegeben zu Berlin den 27. April 1861. 


(Nr. 5354.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 3. April 1861., betreffend die Geſtattung einer ans 
derweiten Richtung der unter dem 16. September 1859. landesherrlich 
genehmigten Eiſenbahn von den Zechen „Vereinigte Hannibal“ und „Ver⸗ 
einigte Konſtantin“ nach der in den Bahnhof Herne der Coͤln- Mindener 
Eiſenbahn einmuͤndenden Kohlenbahn der Zeche „Schamrock.“ 


Nacden durch den Allerhoͤchſten Erlaß vom 16. September 1859. die Her⸗ 
ſtellung und Benutzung einer für den Lokomotivbetrieb einzurichtenden Eiſen⸗ 
bahn von den Zechen „Vereinigte Hannibal“ und „Vereinigte Konſtantin“ 
nach der in den Bahnhof Herne der Coͤln-Mindener Eiſenbahn einmuͤndenden 
Kohlenbahn der Zeche „Schamrock“ genehmigt worden, will Ich hierdurch der 
jetzt projektirten anderweiten Richtung dieſer Bahn nach Maaßgabe des anbei 
zuruckfolgenden Planes die Genehmigung unter derſelben Bedingung, wie ſolche 
in dem Allerhoͤchſten Erlaß vom 16. September 1859. angegeben, ertheilen, 
auch beſtimmen, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 
3. November 1838. ergangenen Vorſchriften uͤber die Expropriation auf die 
veraͤnderte Richtung Anwendung finden ſollen. 


Berlin, den 3. April 1861. 
Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5355.) Statut fuͤr den Verband der Wieſenbeſitzer in den Bahner-Wieſen zu Kruft, N 
in der Land» Buͤrgermeiſterei Andernach des Mayener Kreiſes. Vom 


3. April 1861. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der ſogenannten Bahner-Wiefen in der Ge 

meinde Kruft, Land- Buͤrgermeiſterei Andernach, Kreiſes Mayen, nach Anhoͤ⸗ 
rung der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf 
Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843. $$. 56. 57. und des Geſetzes 
vom 11. Mai 1853. Artikel 2., was folgt: 


Sl, 
Die Beſitzer der „in den Bahnerwieſen“ bei Kruft belegenen Wieſen, wie 
ſie 


| 


9 
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fie auf den beiden Kartenauszugen von Altmann de dato Coblenz den 8. Sep⸗ 


tember 1854. und dem dazu gehörigen Kataſterauszuge vom 1. März 1859. 


verzeichnet ſind — mit Ausnahme der Parzellen Flur XV. Nr. 219. und Flur 
XVI. Nr. 113. ne. — werden zu einem Wieſenverbande vereinigt, um den 


Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Ent⸗ und Bewaͤſſerung zu verbeffern. 
Der Verband hat ſein Domizil bei ſeinem jedesmaligen Vorſteher. 


F. 2. 


b Die Haupt⸗Be⸗ und Entwaͤſſerungsgraͤben, die Wehre und Schuͤtzen, 
die Bachregulirungen, uͤberhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Ver⸗ 
bandswieſen erforderlichen Anlagen, werden auf gemeinſchaftliche Koſten des 
Verbandes gemacht und unterhalten, nach einem Plane, welcher durch den be⸗ 
ftellten Wieſenbaumeiſter anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung 
feſtzuſtellen iſt. 5 


Die Beſaamung, der Umbau und die fe Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung ze. bleibt den Eigenthumern uͤber⸗ 


laſſen, jedoch find dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor⸗ 


ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch koͤnnen ſie die 
Ausfuͤhrung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes 
für ihre Rechnung übertragen. 


Naeh 


Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinfchaftlichen An⸗ 
lagen werden von den Genoſſen nach Verhaͤltniß ihrer betheiligten Flaͤchen 
aufgebracht. Der Buͤrgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſen⸗ 
vorſtehers feſt und laͤßt die Beitraͤge von den Saͤumigen durch adminiſtrative 
Exekution zur Kommunalkaſſe 1 


Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgefuͤhrt, unter Lei⸗ 
tung eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeß zweckmaͤßig ift, follen die Arbeiten 
nach Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 


Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural⸗ 
leiftung der Eigenthuͤmer ausführen laſſen. In ſolchen Faͤllen iſt der Wieſen⸗ 
vorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Arbeiten 
nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten der Saͤumigen machen und 


die Koſten von denſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu iſt 


der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen obliegen 


und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben duͤrfen. 


H. 4. 


Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre ꝛc. muß jeder Genoſſe 
(Nr. 5355.) 25 in 
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in ſeinen Wieſen ohne Weiteres geſtatten, und den dazu erforderlichen Grund 
und Boden in der Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht 
durch das an den Dammdoſſirungen und Uferraͤndern wachſende Gras oder 
andere zufaͤllige Vortheile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchaͤdigung zu gewaͤhren. 
Streitigkeiten hieruͤber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich 
entſchieden (ekr. $. 9.). a 


Die Erwerbung von Terrain, welches en des Wieſen⸗ 
verbandes gehoͤrt, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar 1843. 


H. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem | 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 0 
Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. | 


Als Erfah für baare Auslagen und Verſaͤumniß erhalt jedoch der Wie 
ſenvorſteher jaͤhrlich pro Morgen zwei Silbergroſchen. N 


we | | H. 6. 
ä Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus 
ihrer Mitte auf drei Jahre gewaͤhlt, nebſt zwei Stellvertretern fuͤr die Wie⸗ 
> ſenſchoͤffen. i 
5 a Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als zwei 
8 ö Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, 
drei Stimmen, und ſo fort fuͤr jede zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 
Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und fuͤhrt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten an Eidesſtatt. 
. Minderjährige und moraliſche Perſonen koͤnnen durch ihre geſetzlichen 
8 Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. | 
! Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe be 
ſitzt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Er⸗ 
kenntniß verloren hat. i N! 
Im Uebrigen find bei der Wahl die Vorſchriften für Gemeindewahlen 
zu beobachten. 8 | 


Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter befchei- 
nigte Wahlprotokoll. 


Der Wieſenvorſteher ift die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ber⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber. 
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| zo 
Er hat insbefondere: 25 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Plane mit Huͤlfe des vom Vorſtande erwaͤhlten Wieſenbaumeiſters zu ver⸗ 
anlaſſen und dieſelben zu beaufſichtigen; 5 


b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 


c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſtſtel⸗ 
lung und Abnahme vorzulegen; 


d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und November mit den Wie⸗ 
ſenſchoͤffen abzuhalten; 


e) den Schriftwechſel fuͤr den Wieſenverband zu fuͤhren und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen. Zur Abſchließung von Vertraͤgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig; 


f) die Ordnungsſtrafen gegen die Mitglieder des Verbandes wegen Ver⸗ 
letzung dieſes Statuts und des beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis 
zur Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 

In Behinderungsfaͤllen laßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchoͤffen vertreten. 


H. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kuͤndigung an, deſſen Lohn die General⸗ 
verſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- für allemal be⸗ 
1 Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Land- 
rathes. 


Der Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu waͤſſern und muß fo wäffern, 


daß alle Parzellen den vorſchriftsmaͤßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein 


Eigenthuͤmer darf die Schleusen oͤffnen oder zuſetzen, oder uͤberhaupt die Be⸗ 
waͤſſerungsanlage eigenmaͤchtig veraͤndern, bei Vermeidung einer Konventional⸗ 


ſtrafe von zwei Thalern für jeden Kontraventionsfall. 


Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anordnun⸗ 
en des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit 
erweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. N 

§ 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 


Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 


Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf 
Gr, 5855. pe⸗ 


me 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Ent⸗ und Bewaͤſſerungs⸗ 
planes durch die Regierung (efr. H. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Ange⸗ 
legenheiten des Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des 


anderen Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und 


entſchieden. 


Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. 


Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil traͤgt die 


Koſten. 


Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden von der General⸗ 
verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. 


Waͤhlbar iſt Jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den 
öffentlichen Gemeindeaͤmtern wählbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe be⸗ 
ſitzt und nicht Mitglied des Verbandes ift. | 


Wenn der Buͤrgermeiſter felbft Mitglied des Verbandes fein follte, fo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. 


Daſſelbe kann der Landrath thun, wenn ſonſtige Einwendungen gegen 
die Perſon des Buͤrgermeiſters von den Betheiligten erhoben werden, welche 


deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen des Landrathes beeintraͤchtigen. 


H. 10. 


Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heuwerbung 
und der 1 1 auf den Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmungen 
bedroht und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis zu drei Thalern 

edrohen. 


H. 11. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 


Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung in 
Coblenz als Landespolizeibehörde und von dem Minifter fir die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, 
welche nach der beſtehenden Gemeindeverfaſſung den Aufſichtsbehoͤrden der Ge⸗ 
meinden zuſtehen. 


H. 12; 


A * 


Abaͤnderungen dieſes Statutes koͤnnen nur unter landesherrlicher Geneh⸗ 
migung erfolgen. | 2 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 3. April 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Puͤckler. o. Ber nuth. 


(Nr. 5356.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 6. April 4861., betreffend die Genehmigung zur An⸗ 
lage einer Eiſenbahn von Halberſtadt uͤber Quedlinburg nach Thale durch 
die Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft. 

Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 5. d. M. will Ich zur An⸗ 

lage einer Eiſenbahn von Halberſtadt uͤber Quedlinburg nach Thale durch die 

Magdeburg-⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft Meine Genehmigung ertheilen. 


Berlin, den 6. April 1864. 


Wilhelm. 
Fuͤrſt zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auers wald. v. d. Heydt. 
v. Schleinitz. o. Patow. Gr. v. Puͤckler. v. Bethmann-Hollweg. 
Gr. v. Schwerin. v. Roon, v. Bernuth. 5 


An das Staatsminiſterium. 


G. 53555357 ö (Ir. 5357.) 
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(Nr. 5357.) Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend den zweiten Nachtrag zu dem durch Erlaß 
vom 14. Januar 1842. Allerhoͤchſt genehmigten Statute der Magdeburg⸗ 
Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft vom 13. September 1841, Vom 
15. April 1861. ö 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ice. 


Nachdem die Magdeburg-Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft in ihrer 
Generalverſammlung vom 9. Februar 1861. den Bau einer Eiſenbahn von Hal⸗ 
berſtadt uͤber Quedlinburg nach Thale beſchloſſen hat und demgemaͤß der an⸗ 
liegende Nachtrag zu dem von Uns unterm 14. Januar 1842. beſtaͤtigten Ge⸗ 
ſellſchaftsſtatute entworfen worden iſt, wollen Wir denſelben hierdurch landes— 
herrlich beſtaͤtigen, verordnen auch zugleich, daß auf das oben gedachte Unter⸗ 
nehmen die in dem Geſetze uͤber die Eiſenhahn⸗Unternehmungen vom 3. Novem⸗ 
ber 1838. enthaltenen Vorſchriften, insbeſondere diejenigen über die Expropria⸗ 
tion, Anwendung finden ſollen. ö 


Die gegenwaͤrtige Beſtaͤtigungs⸗ Urkunde iſt nebſt dem Statutnachtrage 
durch die Geſetz⸗ Sammlung zu veroͤffentlichen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 15. April 1861. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Bernuth. 


Zweiter Nachtrag 


u dem Statut der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſell⸗ 
haft vom 13. September 1841. betreffend die Fortführung der 
iſenbahn von Halberſtadt über Quedlinburg bis Thale. 


Ve 


Nachdem die eee Eiſenbahngeſellſchaft in der Ge⸗ 
neralverfommlung vom 9. Februar 1864, die Fortführung der Eiſenbahn 15 
Hal⸗ 


| Halberſtadt über Quedlinburg bis Thale beſchloſſen hat, wird das durch das 5 


Allerhoͤchſt beſtaͤtigte Statut vom 13. September 1841. (Geſetz⸗Sammlung von 
1842. S. 58.) gegründete Unternehmen der Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft auf die Erbauung und den Betrieb einer von Halberſtadt über 
Quedlinburg bis Thale anzulegenden Eiſenbahn ausgedehnt. Ei. 


Die ſpezielle Richtung dieſer Bahn wird von dem Königlichen Miniſte⸗ 
rium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten feſtgeſtellt. Von den feſt⸗ 
geſtellten Bauplaͤnen darf nur unter beſonderer Genehmigung des gedachten 
Miniſteriums abgewichen werden. 


Nr 


Auf das ſolchergeſtalt erweiterte Unternehmen follen ſowohl das Sta⸗ 
tut vom 13. September 1841. als alle dazu ergangenen Nachträge, alle fuͤr 
die Magdeburg ⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft erlaſſenen Privilegien und 
ſonſtigen geſetzlichen Beſtimmungen, ſowie alle eingegangenen und erworbenen 
vertragsmaͤßigen Rechte und Verpflichtungen uͤbergehen. 


H. 3. N 


Das zur Ausführung des vorbezeichneten Fortbaues der Eiſenbahn er⸗ 
forderliche Baukapital, ſowie die zur Vervollſtaͤndigung der Betriebsmittel, Er⸗ 
gaͤnzung des Reſervefonds und Beſchaffung einer Baureſerve noͤthigen Geld⸗ 
mittel werden auf zwei Millionen fuͤnfmal hundert tauſend Thaler feſtgeſetzt. 


H. 4. 


Die Beſchaffung dieſes Kapitals erfolgt durch Ausgabe von Prioritaͤts⸗ 
Obligationen, welche mit vier und einem halben Thaler vom Hundert jaͤhrlich 
zu verzinſen ſind. i i 


Die Bedingungen, unter denen die Kreirung und Emiſſion dieſer Obli⸗ 


’ gationen erfolgt, werden durch ein beſonderes Allerhöchftes Privilegium feſtgeſetzt. 


H. 5. 
Auf Grund des Beſchluſſes der Generalverfammlung vom 9. Februar 


1861. wird der H. 17. des Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Statuts vom 13. September 


1841., ſowie der $ 12. des Allerhoͤchſten Privilegiums vom 10. März 1851. 
(Geſetz⸗Sammlung von 1851. S. 30.) aufgehoben und treten an deren Stelle 


N die nachſtehenden Beſtimmungen. 


Ziahrgang 1861. (Nr. 53575358) i 25% H. 6. 


a 


$. 6. 


Die Koſten für die laufende Unterhaltung der Bahnanlagen nebft Be: 
triebsmitteln werden aus dem jaͤhrlichen Ertrage der Bahnen entnommen. | 

Zur Deckung außerordentlicher Ausgaben wird jedoch durch jährliche, 
aus dem Reinertrage der Bahnen zu entnehmende Ruͤcklagen von mindeſtens 
Einem und hoͤchſtens zwei Prozent der Anlagekapitalien ein Reſervefonds ge⸗ 


bildet, welcher die Geſammtſumme von ſechsmal hundert tauſend Thalern nicht 


uͤberſteigen darf. 


Wenn der Fall eintritt, daß das Direktorium eine Verwendung aus die⸗ 
ſem Reſervefonds zu Bahnzwecken für nothwendig erachtet, fo hat daſſelbe vor⸗ 
her mit Genehmigung des Königlichen Miniſteriums für Handel, Gewerbe und 
oͤffentliche Arbeiten ein Regulativ zu entwerfen, welches die zur Unterhaltung 
und Erneuerung der Bahnanlagen aus dem Reſervefonds zu entnehmenden 
Ausgaben, ſowie die zur Ergaͤnzung der Fonds nach Verhaͤltniß der Abnutzung 
der Bauwerke des Oberbaues und der Betriebsmittel periodenweiſe abzumeſſen⸗ 
den Ruͤcklagen feſtſtellt. 5 


Der aus den jährlichen Bahneinnahmen verbleibende Reſt des Reinertrages 
wird, mit Vermeidung unbequemer Bruchtheile, als Dividende unter die Ak⸗ 
tionaire vertheilt. Der Betrag der jedesmaligen Dividende und die Zeit ihrer 
Zahlung wird von dem Direktorium öffentlich bekannt gemacht. 


(Nr. 5358.) Privilegium wegen Ausgabe von 2,500,000 Rthlrn. Obligationen der Magde⸗ 
burg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 15. April 1864. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ı. 


Nachdem von Seiten der unterm 14. Januar 1842. von Uns beſtaͤtig⸗ 
ten Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft (Geſetz-Sammlung für 1843. 
S. 58.) darauf angetragen iſt, ihr zur Beſchaffung der zum Baue und zur 
Ausruͤſtung einer Eiſenbahn von Halberſtadt über Quedlinburg nach Thale am 
Harz, zur Vervollſtaͤndigung ihrer Betriebsmittel, Ergaͤnzung ihres Reſerve⸗ 
fonds und Beſchaffung einer Baureferve noͤthigen Geldmittel, die Ausſtellung 
auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen, jede 
. Rthlr., im Betrage von 2,500,000 Rthlrn. zu geſtatten, fo ertheilen 
Wir in Gemaͤßheit des $. 29. des Statuts der Geſellſchaft und des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs⸗ 
i ene an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtige Urkunde Unſere 
landesherrliche Genehmigung zur Erhoͤhung des Anlagekapitals der Magdeburg⸗ 

8 Hal⸗ 


568; Be 
Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft um die Summe von 2,300,000 Rthlrn., und 


zur Emiſſion von 25,000 Obligationen zu Einhundert Thalern unter nachſtehen⸗ 
den Bedingungen: 2 


§. 1. 


Die zu emittirenden Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern 
| nach dem sub A. beigefügten Schema ausgefertigt und von den drei ordent⸗ 
a lichen Direktoren und dem Rendanten der Gefellichaft unterzeichnet. 5 


| | | 9. 2. 


| Die Obligationen tragen vier und ein halb Prozent Zinſen. Zu deren 
Erhebung werden den Obligationen zunaͤchſt fuͤr ſechs Jahre zwolf halbjaͤhrige, 
N am 1. Oktober und 1. April der betreffenden Jahre zahlbare Zinskupons Nr. 
| ua nebſt Talons nach dem sub B. beigefügten Schema beigegeben. 

i Beim Ablauf dieſer und jeder folgenden fechsjährigen Periode werden 
nach vorheriger oͤffentlicher Bekanntmachung fuͤr anderweite ſechs Jahre neue 
Zinskupons ausgereicht. 


1 Die Ausreichung erfolgt an den Praͤſentanten des Talons, mit deſſen 
| Ruͤckgabe zugleich über den Empfang der neuen Serie Zinskupons nebſt Talons 


5 


quittirt wird, ſofern nicht vor deſſen Faͤlligkeitstermine dagegen von dem In⸗ 
haber der Obligation bei dem Direktorio ſchriftlich Widerſpruch erhoben wor⸗ 
den iſt; im Fall eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung einer neuen 
Serie Zinskupons nebſt Talons an den Inhaber der Obligationen. 


Ne 


Die Anſpruͤche auf Zinsverguͤtung erlöfchen und die Zinskupons werden 
unguͤltig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der Verfall⸗ 
zeit zur Zahlung praͤſentirt werden. 5 


H. 4. 


i 5 Die Verzinſung der Obligationen hoͤrt an dem Tage auf, an welchem 
| fie zur Surtdahlung fällig find, Wird dieſe in Empfang genommen, ſo muͤſſen 
h engleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpaͤter als an jenem Tage ver- 
. 


wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapital gekuͤrzt und zur 
Einloͤſung dieſer Kupons verwendet. 


(Nr. 5358.) 26* $. 5. 


en, mit der falligen Obligation eingereicht werden; geſchieht dies nicht, fo 


PPP 


Die Obligationen unterliegen der Amortiſation, die mit dem Jahre 1867. 
aus den Einkünften des Jahres 1866. beginnt und durch alljährliche Verwen⸗ 
dung von 12,500 Rthlrn. und der auf die eingelöften , Obligationen fallenden 
Zinſen ausgefuͤhrt wird. Die Nummern der in einem jeden Jahre zu amorti⸗ 
ſirenden Obligationen werden alljaͤhrlich durch das Loos beſtimmt, und die Aus⸗ 
zahlung des Nominalbetrages der hiernach zur Amortiſation gelangenden Obli⸗ 
gationen erfolgt im Januar des naͤchſtfolgenden Jahres, zuerſt alſo im 
Jahre 1867. 


Der Magdeburg-Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft bleibt jedoch das 
Recht vorbehalten, mit Genehmigung des Staats ſowohl den Amortiſations⸗ 
fonds zu verſtaͤrken und dadurch die Tilgung der Obligationen zu beſchleunigen, 
wie auch ſaͤmmtliche Obligationen durch die öffentlichen Blätter, mit ſechsmonat⸗ 
licher Friſt zu kuͤndigen und durch Zahlung des Nennwerths einzuloͤſen. 


Ueber die erfolgte Amortiſation iſt dem vorgeſetzten Eiſenbahnkommiſſa⸗ 
riate alljährlich ein Nachweis einzureichen. d a 


H. 6. 


Die Inhaber der Obligationen ſind auf Hoͤhe der darin verſchriebenen 


Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft und ſind daher befugt, wegen 
ihrer Kapitalien und Zinſen ſich an das geſammte Vermögen der Geſellſchaft 
und deſſen Ertraͤge mit unbedingter Prioritaͤt vor den Inhabern der Stamm⸗ 
aktien und der zu denſelben gehoͤrigen Dividendenſcheine zu halten; doch ſteht 
den, in Folge des Privilegii vom 10. März 1851. ausgeſchriebenen Prioritaͤts⸗ 
Obligationen im Betrage von 700,000 Thalern das Vorzugsrecht zu. Eine 
Veräußerung der zum Bahnkoͤrper gehörigen Grundſtuͤcke iſt unſtatthaft, fo 
lange die Obligationen nicht eingelöft find. Dieſe Veraͤußerungsbeſchraͤnkung 
bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahnhoͤfe befind⸗ 
lichen Grundſtuͤcke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der Bahnhoͤfe etwa 
9 5 Staat oder an Gemeinden zu oͤffentlichen Zwecken abgetreten werden 
moͤchten. 


0 


verſchriebenen Kapitalbetraͤge anders als nach Maaßgabe der im H. 3. angeord⸗ 
neten Amortiſation zu fordern, ausgenommen: 5 


Kapitalbetraͤge und der dafür nach $. 2. zu zahlenden Zinſen Gläubiger der ; 


Die Inhaber der Obligationen find nicht befugt, die Zahlung der darin 


a) wenn ein Zahlungstermin länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 5 
i b) wenn 


r 


= 1 | 
p) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn durch Schuld der Geſell— 
ſchaft langer als ſechs Monate ganz aufhört; | 


c) wenn gegen die Eiſenbahngeſellſchaft Schulden halber Exekution durch 
Pfaͤndung oder Subhaſtation vollſtreckt wird; 


d) wenn die im H. 5. feſtgeſetzte Amortiſation nicht innegehalten wird. 


In den Faͤllen von a. bis inkl. c. bedarf es einer Kündigung nicht, 
ſondern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Faͤlle 
eintritt, zuruͤckgefordert werden, und zwar: „ 


zu a. bis zur Zahlung der betreffenden Zinskupons, 8 
zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes, 
zu c. bis zur Aufhebung der Exekution. f 


In dem sub d. vorgedachten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kuͤn⸗ 
digungsfriſt zu beobachten, auch kann der Inhaber einer Obligation von die⸗ 
ſem Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Ge: 
e,, wo die Zahlung des, Amortiſationsquantums hätte ſtattfin⸗ 
en ſollen. 


§. 8. 


Die Auslooſung der alljaͤhrlich zu amortiſtrenden Obligationen cd 
in Gegenwart zweier Mitglieder des Direktoriums und eines protokollirenden 
Notars in einem vierzehn Tage vorher zur offentlichen Kenntniß zu bringenden 
Termine, zu welchem den Inhabern der Obligationen der Zutritt geſtattet iſt. 


F. 9. 


Die Nummern der ausgelooſten Obligationen werden binnen vierzehn 
Tagen nach Abhaltung des im H. 8. gedachten Termins bekannt gemacht, die 
Auszahlung derſelben aber erfolgt in Magdeburg an die Vorzeiger der betref⸗ 
fenden Obligationen gegen Auslieferung derſelben und der dazu gehoͤrigen, nicht 
fälligen Zinskupons (F. 4.). ö 
n Im Uebrigen erliſcht die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung 
einer jeden Obligation mit dem 31. Dezember desjenigen Jahres, in welchem 
dieſelbe ausgelooſt, und daß dies geſchehen, öffentlich bekannt gemacht iſt. 


Die im Wege der Amortiſation eingelöften Obligationen werden in Ge⸗ 
genwart zweier Mitglieder des Direktoriums und eines protokollirenden Notars 
verbrannt und, daß dies geſchehen, durch die oͤffentlichen Blaͤtter bekannt ge⸗ 
macht. Die in Folge der Ruͤckforderung von Seiten des Inhabers (F. 7.) 

oder in Folge einer Kündigung G. 5.) außerhalb der planmaͤßigen Amortiſa⸗ 
Gr. 5358.) ö tion 
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tion eingeloͤſten Obligationen hingegen iſt die Geſellſchaft wieder auszugeben 


befugt. 


H. 10. 


Diejenigen Obligationen, welche ausgelooſt und gekuͤndigt ſind, und, der 
Bekanntmachung durch die offentlichen Blaͤtter ungeachtet, nicht rechtzeitig zur 
Realiſation eingehen, werden waͤhrend der naͤchſten zehn Jahre von dem Di⸗ 
rektorium der Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft alljährlich einmal 
Öffentlich aufgerufen; gehen fie aber deſſenungeachtet nicht ſpaͤteſtens binnen 
Jahresfriſt nach dem letzten öffentlichen Aufruf zur Realiſation ein, fo erliſcht 
ein jeder Anſpruch aus denſelben an das Geſellſchaftsvermoͤgen, was unter 
Angabe der Nummern der werthlos gewordenen Obligationen von dem Direk⸗ 
torium oͤffentlich bekannt zu machen iſt. 

Die Geſellſchaft hat aus dergleichen Obligationen keinerlei Verpflichtun⸗ 
gen mehr, doch ſteht der Generalverſammlung frei, die gänzliche oder theilweiſe 
Realiſirung derſelben aus Billigkeitsruͤckſichten zu beſchließen. 


H. 11. 


Die in dieſem Privilegio vorgeſchriebenen oͤffentlichen Bekanntmachungen 
erfolgen durch diejenigen Blaͤtter, welche nach H. 72. des Statuts der Mag⸗ 
deburg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft (Geſetz-Sammlung 1842. S. 59.) 
zu e in den Angelegenheiten dieſer Geſellſchaft benutzt wer⸗ 
den ſollen. 


Zu Urkunde dieſes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privile⸗ | 
gium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel 


ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An⸗ 


ſehund ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats zu ge⸗ 


er Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 
Gegeben Berlin, den 15. April 1861, 


(L. S.) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Patow. 


ben o 


Magdeburg-Halberitädter 
Eiſenbahn⸗ 5 


9% 
über 


100 Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation MW.. hat auf Hoͤhe von Einhundert Tha⸗ 
lern Preußiſch Kurant Anteil an dem, in Gemäßheit des umſtehend abgedruck⸗ 
en Allerhochſten Dristlegie om emittirten anal 


von 2,500,000 Thalern. 


Die Zinſen mit vier und einem halben hren fuͤr das Jahr ſind gegen 


die ausgegebenen, am und jeden 
Jahres zahlbaren halbjaͤhrlichen a 1 1 
Magdeburg, den 
Das Direktorium der Ma 1 5 e 
Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Trockener Stempel.) Drei Unterſchriften in 0 le 
Kontrole Fol. ..... Unterſchrift des 
f Rendanten. 
. 


5 Inhaber empfaͤngt gegen Sun Talon am 2. April 1867. in Magde⸗ 
burg bei unſerer Geſellſchaftskaſſe ae 
die zweite Serie der Zinskupons 
zur u die Eiſenbahn⸗Obligation 


Magdeburg, den 1861. 


Das Direktorium der Magdebur Halberſtädter 
Elſenbahngeſelſchg ft. 


(Trockener Stempel.) Unterſchrift in Facsimile. 
Kontr. Fol. ..... Unterfehrift. Vorſitzender. 


(Wr. 5358) Serie 
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zur 


roſchen Pr Pfennige hat 1 dieſes 5 
„in Magdeburg aus unferer Geſellſchafts⸗ 
kast 30 erheben. Dieſer Kupon d ungültig und werthlos, wenn er nicht 
binnen vier Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt wird. 


Magdeburg, den Be 


a Direktorium der Ma gdebur 1 boten 
: Gife babe eſelſcaft. e 


e Stempel. 5 wtf in Feine | 
Kontr. Fol... ane ER Vorſitzender. 
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0 im Büreau des Staats⸗ „Muntſterlune 


5 Ben, ne in der RL Geheimen Ober en 
(N. Decker), 


